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Gemäß § 50 a Absatz 2 der Geschäftsordnung habe ich im Einvernehmen mit den
Antragstellern die Landesregierung gebeten, zu dem Gesetzentwurf der Fraktion
der FDP/DVP – Drucksache 16/3855 – die nach Artikel 71 Absatz 4 der Landes-
verfassung notwendige Anhörung der kommunalen Landesverbände durchzu-
führen.

Darüber hinaus wurde die Regierung gebeten, folgende weitere Verbände und
Ins titutionen anzuhören:

–  Landeselternbeirat Baden-Württemberg,

–  Landesschülerbeirat Baden-Württemberg,

–  Landesschulbeirat Baden-Württemberg,

–  Verband Bildung und Erziehung, Landesverband Baden-Württemberg e. V.,

–  Realschullehrerverband Baden-Württemberg,

–  Philologenverband Baden-Württemberg e. V.,

–  Verband der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen Baden-Württem-
berg e. V.,

–  Verband Sonderpädagogik e. V.,

–  Grundschulverband e. V., Landesgruppe Baden-Württemberg,

–  Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Baden-Württemberg (GEW),

–  BBW – Beamtenbund Tarifunion,

–  Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Bezirk Baden-Württemberg,

–  Landessportverband Baden-Württemberg e. V. (LSV),
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–  Landesmusikrat Baden-Württemberg e. V.,

–  Landesjugendring Baden-Württemberg e. V.,

–  Landesarbeitsgemeinschaft offene Jugendbildung Baden-Württemberg,

–  Landjugend Württemberg-Baden im Landesbauernverband Baden-Württem-
berg e. V.,

–  Landesverband der Kunstschulen Baden-Württemberg e. V.,

–  Landesvereinigung Kulturelle Jugendbildung Baden-Württemberg e. V.,

–  Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen Baden-Württemberg (AGFS),

–  Katholisches Büro Stuttgart, Kommissariat der Bischöfe in Baden-Württem-
berg,

–  Büro des Beauftragten der Evangelischen Landeskirchen in Baden und Würt-
temberg bei Landtag und Landesregierung,

–  Erzbischöfliches Ordinariat Rottenburg-Stuttgart „Interko“

    Interkonfessionelle Konferenz der vier Bildungsreferentinnen und Bildungsre-
ferenten,

–  Hauptpersonalrat für Grund-, Haupt-, Werkreal-, Real-, Gemeinschafts- und
Sonderschulen beim Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Würt-
temberg,

–  Hauptpersonalrat für Lehrkräfte an Gymnasien beim Ministerium für Kultus,
Jugend und Sport Baden-Württemberg,

–  Hauptpersonalrat für Lehrkräfte an Beruflichen Schulen beim Ministerium für
Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg,

–  Vereinigung von Schulleiterinnen und Schulleitern in Baden-Württemberg e. V.,

–  Direktorenvereinigung Nordbaden,

–  Direktorenvereinigung Nordwürttemberg,

–  Direktorenvereinigung Südbaden,

–  Direktorenvereinigung Südwürttemberg,

–  Arbeitsgemeinschaft der Realschulrektoren,

–  Arbeitgeber Baden-Württemberg – Landesvereinigung Baden-Württembergi-
scher Arbeitgeberverbände e. V.,

–  Baden-Württembergischer Industrie- und Handelskammertag e. V.,

–  Baden-Württembergischer Handwerkstag e. V.,

–  Bündnis pro Bildung Baden-Württemberg e. V.,

–  Initiative „Grundschule: für ECHTE Wahlfreiheit und Freiwilligkeit im Ganz-
tag“.

Die Stellungnahmen der kommunalen Landesverbände Baden-Württemberg lie-
gen vor. Folgende weitere Stellungnahmen gingen ein und werden ebenfalls ver-
öffentlicht:

–  Landeselternbeirat Baden-Württemberg,

–  Landesschülerbeirat Baden-Württemberg,

–  Verband Bildung und Erziehung, Landesverband Baden-Württemberg e. V.,

–  Realschullehrerverband Baden-Württemberg,

–  Grundschulverband e. V., Landesgruppe Baden-Württemberg,

–  Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Baden-Württemberg (GEW),

–  BBW – Beamtenbund Tarifunion,

–  Landessportverband Baden-Württemberg e. V. (LSV),
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–  Landesmusikrat Baden-Württemberg e. V.,

–  Landesjugendring Baden-Württemberg e. V.,

–  Landesarbeitsgemeinschaft offene Jugendbildung Baden-Württemberg,

–  Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen Baden-Württemberg (AGFS),

–  Erzbischöfliches Ordinariat Rottenburg-Stuttgart „Interko“

    Interkonfessionelle Konferenz der vier Bildungsreferentinnen und Bildungsre-
ferenten,

–  Hauptpersonalrat für Grund-, Haupt-, Werkreal-, Real-, Gemeinschafts- und
Sonderschulen beim Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Würt-
temberg,

–  Arbeitsgemeinschaft der Realschulrektorinnen und Realschulrektoren Baden-
Württemberg,

–  Direktorenvereinigung Südwürttemberg, Direktorenvereinigung Nordwürttem-
berg, Direktorenvereinigung Südbaden und Direktorenvereinigung Nordbaden,

–  Arbeitgeber Baden-Württemberg – Landesvereinigung Baden-Württembergi-
scher Arbeitgeberverbände e. V.,

–  Baden-Württembergischer Handwerkstag e. V.,

–  Initiative „Grundschule: für ECHTE Wahlfreiheit und Freiwilligkeit im Ganz-
tag“

Das Schreiben des Staatsministeriums vom 7. Juni 2018, das die im Rahmen des
Anhörungsverfahrens eingegangenen Stellungnahmen zusammenfasst, ist beige-
fügt. Die Stellungnahmen sind nachstehend abgedruckt.

14. 06. 2018

Die Präsidentin des Landtags

Aras
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Vorsitzender: Dr. Carsten T. Rees 
Geschäftsstelle: Silberburgstr. 158 

70178 Stuttgart 
Tel: 0711 741094 Fax: 0711 741096 

E-Mail: info@leb-bw.de 
www.leb-bw.de
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Datum: 04.06.2018 

 

 
 

Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Fraktion FDP/DVP 
Gesetz für Wahlfreiheit bei der Ganztagesschule 
 
 
Sehr geehrte Frau Ministerin Dr. Eisenmann,  
 
 
zunächst möchte ich mich im Namen des Landesschülerbeirats Baden-Württemberg 

(LSBR) für die Gelegenheit zum Gesetzesentwurf der Fraktion FDP/DVP - Gesetz für 

Wahlfreiheit bei der Ganztagesschule - Stellung beziehen zu dürfen, recht herzlich 

bedanken. 

 

An erster Stelle möchte der Landesschülerbeirat betonen, dass er hinter dem Konzept 

der Gemeinschaftsschule als Ganztagesschule steht. 

 

Diese Schulart bietet großes Potential in der Wahrung der Chancengleichheit wie auch 

der individuellen Entwicklung der einzelnen Schülerinnen und Schüler. Hiervon zeugt 

unter anderem das regelmäßige „Coaching“ durch die Lehrkraft. 

 

 

 

      Der Landesschülerbeirat  · Thouretstr. 6 · 70173 Stuttgart   
 
  
 
 
 
 
        

 Ansprechpartner: Leandro Cerqueira Karst 
Funktion: Vorsitzender 
Mobil: 0172 3467697 
E-Mail: vorsitzender@lsbr.de 
Internet: www.lsbr.de 
 
Aktenzeichen:         31 

Frau 
Dr. Susanne Eisenmann 
Ministerin für Kultus, Jugend und 
Sport 
 
- im Hause -  
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Darüber hinaus setzt die Gemeinschaftsschule ihren Fokus auf die ganzheitliche 

Entwicklung der Kinder und Jugendlichen im Sinne des kooperativen Lernens wie auch 

der demokratischen Beteiligung. Im Unterrichtsprozess selbst sollen sich Lernphasen 

und außerunterrichtliche Phasen wie etwa Förder- oder Kreativzeiten abwechseln. 

 

Dieses Konzept benötigt weitergehend, aufgrund seines breiteren Leistungsanspruchs 

gegenüber anderen Schulen, einen größeren zeitlichen Rahmen. 

 

Deshalb hat der Landeschülerbeirat unter anderem in seinem Grundsatzprogramm zum 

laufenden Schuljahr festgeschrieben, dass gerade der Ganztagesunterricht eine 

Möglichkeit zur Bedienung individueller Schülerinteressen bietet. Gerade durch den 

verpflichtenden Ganztagesunterricht haben Schülerinnen und Schüler die Möglichkeit, 

ihren individuellen Interessen nachzugehen und sich frei zu entfalten. 

Es wird dementsprechend organisatorisch wie auch pädagogisch schwierig sein, 

denselben Anspruch im zeitlichen Rahmen einer Halbtagesschule zu erfüllen.  

 

Aus diesem Grund lehnt der Landesschülerbeirat die Forderung der FDP/DVP-Fraktion 

zur Etablierung einer zeitspezifischen Wahlmöglichkeit ab, da er hierdurch das 

pädagogische Konzept gefährdet sieht.  

 

Des Weiteren betont das Gremium, dass die offene Form der Ganztagesschule 

Freiwilligkeit und Flexibilität gewährleistet. Dies sind für den Landesschülerbeirat 

essentielle Faktoren. Die Tatsache, dass gegenwärtig nur 33 von ungefähr 400 

Grundschulen eine Ganztagesschule ohne Wahlmöglichkeit sind, lässt darauf 

schließen, dass dies auch für Schulleiterinnen und Schulleiter einen bedeutenden Wert 

darstellt.  

 

Eine gute Nachmittagsbetreuung in diesem Fall benötigt jedoch auch ein finanzielles 

Fundament. Dementsprechend befürwortet der Landesschülerbeirat den vorgelegten 

Entwurf zur Teilung der Kosten zwischen Land und Kommune, auch über das 

Mittagessen hinaus.  
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Diese Betreuung ausschließlich den Kommunen zuzuweisen verhindert im Zweifelsfall 

die Einrichtung einer Ganztagesbetreuung und stellt somit einen Nachteil für 

Grundschülerinnen und Grundschüler und deren Eltern dar.  

 

Um einen vielseitigen und qualitativ hochwertigen Ganztagesbetrieb zu gewährleisten, 

bedarf es darüber hinaus auch der Bereitstellung von zusätzlichen 

Lehrerwochenstunden und der Möglichkeit, diese bei z.B. Kooperationen mit 

außerschulischen Trägern zu monetisieren.  

 

Der Landesschülerbeirat wünscht sich in erster Linie konzeptionell gute 

Ganztagesschulen; ob diese im Einzelfall rhythmisiert oder offen sind, ist für das 

Gremium erst in zweiter Linie relevant. 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 
 
Leandro Cerqueira Karst 
Vorsitzender des 13. Landesschülerbeirates Baden-Württemberg 
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Dipl.-Päd. Edgar Bohn (1. Vorsitzender), Rektorin i.R. Magdalene Haug (stellvertr. Vors., Delegierte) BeisitzerInnen: Rek-
torin Gabriele Doderer (stellvertr. Delegierte), Prof. Dr. Martina Knörzer,  Rektorin Annette Pohl, Dr. Annette Graf (KM), 
Seminarschulrätin a.D. Gerlinde Straub (Schatzmeisterin), Seminarleiter Christoph Straub, Seminarschulrätin Susanne 
Doll,  Kooptiertes Mitglied: Prof. Dr. Thomas Irion 

Landesgruppe Baden-Württemberg 

Kultusministerium Stuttgart 
Per Mail 

Freiburg, den 02.06.2018 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP in Sachen Wahlfreiheit bei der Ganztagsschule 
Hier: Stellungnahme der Landesgruppe Baden-Württemberg des Grundschulverbands 

Zum Gesetzentwurf der Fraktion FDP/DVP – Landtagsdrucksache 16/3855 vom 10.04.2018 nimmt 
die Landesgruppe des Grundschulverbands Baden-Württemberg wie folgt Stellung: 

1. Die Umsetzung eines qualitätsvollen Ganztagsbetriebs einer Schule ist mehr als die Ausdehnung
der Unterrichtszeit in den Nachmittag hinein. Sie erfordert daher in allererster Linie ein für die Ent-
wicklung der Schülerinnen und Schülern angemessenes pädagogisches Konzept.
Eine entsprechende Einlassung findet sich im Entwurf nicht. Der Entwurf greift damit aus
diesem Grunde insgesamt zu kurz.

2. Dieser Pädagogik müssen die Bedingungen entsprechen (Räume unter Dach und im Freien, die
personellen Ressourcen auch für die Schulleitung...) und dies unabhängig davon, in welcher Form
der Ganztagsbetrieb erfolgt. Offensichtlich geht der Entwurf davon aus, dass der Ganztagsbetrieb in
der offenen sowie in der Wahlform keine zusätzlichen Ressourcen erforderlich macht.
Dies entspricht nicht den Erfahrungen und den Erfordernissen, die ein – wie auch immer ge-
arteter Ganztagsbetrieb - ausmacht. Eine angemessene Ausstattung mit Räumen und Res-
sourcen muss finanziell in jeder Form des Ganztagsbetriebs abgesichert sein.

3. Das Vorhaben, allen Schulen den Ganztagsbetrieb zu ermöglichen, macht dann Sinn,
wenn die unter 1. und 2. genannten Punkte berücksichtigt sind.

4. Ein pädagogisch sinnvoller Ganztagsbetrieb erfordert eine sinnvolle Rhythmisierung von An-
spannung und Entspannung über den ganzen Tag hinweg. Dies ist bei der vorgeschlagenen of-
fenen Form nicht möglich.

5. Ein solcher Wechsel wäre bei der Wahlform möglich. Hier stellen sich allerdings zwei Probleme:
Problem 1: Was, wenn vorgeschriebene Teiler nicht erreicht bzw. überschritten werden? Und:
wie langfristig legen sich Eltern für diese Wahlform fest?
Problem 2: Die Schulleitung muss jeweils für zwei Systeme planen: für die Halbtagsschule so-
wie für den Ganztagsbetrieb in Wahlform.

6. Eines der wesentlichen Elemente der Gemeinschaftsschule ist deren Ganztagsbetrieb. Sie
wird ihrem Auftrag im Halbtagsbetrieb nicht nachkommen können.

Edgar Bohn 
Vorsitzender der Landesgruppe Baden-Württemberg 

Antwort an: 
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Landesjugendring  
Baden-Württemberg e.V.  
Siemensstraße 11 
70469 Stuttgart 
Fon 0711 16 447-0 
Fax  0711 16 447-77 

Landesjugendring BW  / Siemensstraße 11  / 70469 Stuttgart 

Stuttgart, 28.05.2018 
Seite 1/3 
 
Kontakt: 
Jürgen „Buddy“ Dorn 
0711 16 447-12 
dorn@ljrbw.de 
 

entdecke was geht www.ljrbw.de 

 

 

Evangelische Bank   
IBAN: DE74 5206 0410 0000 4162 58 

VR-Nr. 1032  
Amtsgericht Stuttgart 

Steuer-Nr.:  
99059/20103 

Unsere Mitgliedsverbände 
Adventjugend 
Akkordeonjugend  
Arbeiter-Samariter-Jugend 
Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen 
Jugend in Baden und Württemberg 
Arbeitsgemeinschaften der Stadt-  
und Kreisjugendringe  
Bund der Alevitischen Jugendlichen 
Bund der Deutschen Katholischen Jugend 
Bund Deutscher PfadfinderInnen 
Bund der Landjugend  
BUNDjugend 
Dachverband der Jugendgemeinderäte 
DJO-Deutsche Jugend in Europa 
Deutsche Wanderjugend 
DGB-Jugend 
DIDF-Jugend 
DITIB-Jugend 
DLRG-Jugend 
Jugend des deutschen Alpenvereins 
Jugendfeuerwehr  
Jugendnetzwerk Lambda 
Jugendpresse 
Jugendrotkreuz 
Jugendwerk der Arbeiterwohlfahrt  
Jugendwerk Evangelischer Freikirchen 
Junge Europäer – JEF Baden-Württemberg 
Karnevaljugend 
Naturfreundejugend  
Naturschutzjugend 
Ring Deutscher Pfadfinderinnenverbände 
Ring deutscher Pfadfinderverbände  
Ring junger Bünde  
Solidaritätsjugend 
Sozialistische Jugend Deutschlands  
„Die Falken“  
Trachtenjugend 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der FDP-
Fraktion „Wahlfreiheit bei der Ganztagesschule“ 
(LT-Drucksache 16/3855) 

Sehr geehrte

der Landesjugendring bedankt sich für die Möglichkeit zum genannten 

Gesetzesentwurf im Folgenden Stellung nehmen zu können.  

Der Entwurf der FDP/DVP ist insgesamt gelungen. Er fasst alle in den 

verschiedenen Schularten bestehenden und auch prospektiv aktuell geplanten 

verbindlichen/gebundenen und freiwilligen/offeneren Formen von 

Ganztagesschule im Land zusammen.  

Dies gelingt in einer sehr schlanken und verständlichen Form. Das inzwischen 

zu komplex gewordene baden-württembergische Geflecht um nicht zu sagen 

Durcheinander von Ganztagsschulen bzw. -angeboten auf Schulversuchs-, 

Schulgesetz- und Erlassebene wird dadurch durchschaubar und klar. 

Die verschiedenen offenen oder verbindlichen Ganztagsformen werden dabei 

nicht mehr in einer Wertigkeit hierarchisiert, sondern gleichwertig 

nebeneinander gestellt und ausgeführt. Der Entwurf berücksichtigt also 

pragmatisch den inzwischen feststellbaren Willen der Eltern bzw. betreffenden 

Kinder und Jugendlichen. Dies spiegelt etwa sich in dem Umstand, dass die 

Ganztagesangebote in der Sekundarschule in den letzten Jahren eher 

rückläufig genutzt werden (vgl. Jugendbericht Baden-Württemberg 2015, 

S.111) und darin dass nur 10% der kommunalen Anträge auf Ganztagesschule 

auf dem Weg über die Schulkonferenz, in der Eltern und Schüler stark beteiligt 

sind, auf eine verbindliche Form zielen, rund 90 % eine offen-ungebundene. 

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport BW 

Thouretstr.6 
70173 Stuttgart 
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Diese Bevorzugung der offenen Form bei drei Viertel der Elternschaft 

verdeutlichen auch Elternumfragen, von denen eine zutreffend zitiert wird. Da 

fast überall die deutliche Mehrheit der Eltern auch in den Schulgremien die 

offene Form bevorzugt, ergibt sich logischerweise höchstselten ein Antrag auf 

eine gebundene Ganztagesschule. 

Zu begrüßen ist der im Entwurf integrierte Vorschlag, dass wie alle Schulen 

auch Gemeinschaftsschulen künftig wählen, ob sie verbindlich oder offene 

Ganztageschule sein möchten, da sich die bisherige Verpflichtung zur 

gebundenen Form etwa im ländlichen Raum oft als Blockade für die 

Beantragung einer Gemeinschaftsschule erwies bzw. vielfach auch zur 

Reduzierung des Schülerzustroms führt.  

Angesichts deutlicher zivilgesellschaftlicher Entwicklungen halten wir es 

allerdings für weder zeitgemäß noch zielführend, dass die Rolle der 

außerschulischen Bildungsträgern im Kontext der Entwicklung von 

Ganztagesbildungsangeboten marginal bleibt und diese lediglich in §4a, Abs. 7 

mit dem etwas unspezifischen Satz „Bei der Ausgestaltung sollen die Schulen 

mit außerschulischen Partnern zusammenarbeiten“ erwähnt werden. In 

Anbetracht dessen, dass etwa die Jugendarbeit und die 

Religionsgemeinschaften in Baden-Württemberg Verfassungsrang genießen 

(LV §12, Abs.4) und sie wie auch weitere freie Träger der Jugendhilfe von dem 

für diese mit zuständigen „Ministerium für Kultus, Jugend und Sport“ in seiner 

Gesetzgebung zu berücksichtigen sind, müssen diese Träger gerade hier 

deutlicher als Partner und verantwortliche Akteure benannt werden. Dies 

verdeutlicht auch der Umstand, dass sich die freien Träger der Jugendhilfe 

bereits seit 2016 in Ausgestaltungs- und Aushandlungsprozessen mit dem 

Städtetag und dem Gemeindetag Baden-Württemberg zur Konzipierung von 

Ganztagsmodellen befinden, in den die freien Träger auf Augenhöhe mit den 

Schulen als maßgebliche Akteure kommunal mit am Tisch sitzen sollen.  

Konkret schlagen wir deshalb vor (Kursivsetzungen!):  

 §4a, Abs. 2 des Entwurfs wäre am Ende des zweiten Satzes zu modifizieren 

bzw. zu ergänzen: „Die Ganztagesschule in offener Form (…) kann 

Unterricht auf den Nachmittag legen und hält weitere Bildungsangebote 

vor, die auch von freien außerschulischen Trägern der Jugendhilfe als Teil 

des Ganztags ausgebracht werden können.“ 
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 Der erste Satz in §4a, Abs. 3 des Entwurfs wäre am Ende zu ergänzen: „Die 

Ganztagesschulen in gebundener Form verbindet …. Unterricht, 

Übungsphasen und Förderzeiten, Bildungszeiten sowie Aktivpausen und 

Kreativzeiten zu einer pädagogischen und organisatorischen Einheit, die 

auch außerschulische Beiträge von Bildungsträgern umfasst.“ 

 Der letzte Satz in §4a, Abs. 7 des Entwurfs wäre zu ergänzen: „Bei der 

Ausgestaltung sollen die Schulen mit außerschulischen Partnern 

zusammenarbeiten, deren Beiträge zum Ganztag mit den gewährten Mitteln 

ebenfalls finanziert werden.“ 

 Der Satz in §4a, Abs. 11 wäre zu ergänzen: „Horte und andere flexible 

Betreuungs- und Bildungsangebote kommunaler und freier Träger 

ergänzen die Betreuungsangebote der Ganztageschulen und erhalten bei 

Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen eine Förderung durch das 

Land.“ 

 

Wir hoffen, dass wir mit unseren Ausführungen die Diskussion der 

Gesetzesvorlage konstruktiv unterstützen und durch unsere Expertise zur 

Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen für die Ganstagesschule 

beitragen. 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Jürgen Dorn 

Geschäftsführer 
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   LAGO, 04.06.2018

 
 
 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der FDP/DVP-Landtagsfraktion „Gesetz für die 
Wahlfreiheit bei der Ganztagsschule“ 
 
LT-Drucksache 16/3855 vom 10.04.2018 
 
 
Der Gesetzentwurf der FDP/DVP-Fraktion betont die Wahlfreiheit der Eltern im Hinblick auf 
die Weiterentwicklung der Ganztagsschule. Das ist ebenso zu begrüßen wie die im Entwurf 
vorgezeichnete Vielfalt der Angebote. In der Umsetzung wird es sehr darauf ankommen, 
dass diese Vielfalt lokal auch mit allen Betroffenen diskutiert wird.  
 
Sehr zurecht wird darauf hingewiesen, dass die Akzeptanz der Ganztagsschule insbesondere 
bei den betroffenen Schülerinnen und Schülern mit zunehmendem Alter deutlich nachlässt. 
Dazu liefert der 15. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung eindrückliche 
Nachweise (z.B. S. 62f, S. 72, S. 111f, S. 121, S. 128ff, S. 329ff). Diese Schwierigkeit wird 
durch die Wahlfreiheit der Eltern nicht grundsätzlich gelöst. Aus der Sicht der LAGO wird 
diese Problematik jedoch beim Ausbau der Ganztagsschule eine zunehmend wichtige Rolle 
spielen. Im 15. Kinder- und Jugendbericht werden auch Wege aufgezeigt, die Akzeptanz zu 
verbessern (vor allem S. 63). 
 
Nicht zuletzt auch aus diesem Grund ist der Gesetzesentwurf aus der Sicht der LAGO in zwei 
Punkten ergänzungsbedürftig: 
 
Zum einen wird die Rolle der außerschulischen Partner lediglich am Rande erwähnt.  
Wir weisen in aller Deutlichkeit darauf hin, dass durch die Einführung der Ganztagsschule 
für die betroffenen Kinder und Jugendlichen ein Teil ihrer frei verfügbaren Zeit verloren 
geht. Diese Freiräume sind für die Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen 
von großer Bedeutung und sind bislang auch und gerade durch Angebote der 
außerschulischen Jugendbildung wie der Kinder- und Jugendarbeit abgesichert worden. 
Möglichst viele dieser Freiräume müssen daher auch in den Angeboten der Ganztagsschule 
abgebildet werden. Dies geschieht u.a. durch eine funktionierende, durchfinanzierte und 
politisch gewollte Kooperation mit außerschulischen Bildungsträgern. Wir schlagen deshalb 
vor, den Entwurf durch einen weiteren Absatz zu ergänzen: 
 
„Pädagogische Angebote im Rahmen aller Formen der Ganztagsschule, die über den 
Unterricht hinaus geschaffen werden, sollen in Kooperation mit freien wie auch kommunalen 
Trägern der außerschulischen Jugendbildung entwickelt und umgesetzt werden.“ 
 
Zum anderen fördert eine aktive Teilhabe von Kindern und Jugendlichen am Konzept der 
Ganztagsschule und an den einzelnen pädagogischen Angeboten deren Akzeptanz und 
bietet gleichzeitig ein vielfältiges Erfahrungsfeld für demokratische Prozesse und für 
zivilgesellschaftliches Engagement. Diese Teilhabe muss grundsätzlich für pädagogische 
Angebote fachlich fundiert stattfinden. Daher sollte sie im Gesetz verankert werden.  
Wir schlagen deshalb eine weitere Ergänzung um einen Absatz mit folgender Formulierung 
vor: 
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„Die pädagogischen Angebote im Rahmen der gebundenen oder offenen Form der 
Ganztagsschule, die über den Unterricht hinaus geschaffen werden, reduzieren die von 
Kindern und Jugendlichen frei verfügbare Zeit. Deshalb sollen sie von den Schülerinnen und 
Schülern möglichst mitgestaltet werden. Dazu sind diese in geeigneter Form an der 
Entwicklung und Ausgestaltung der Angebote zu beteiligen.“ 
 
Darüber hinaus ist es von zentraler Bedeutung, dass die Angebote der außerschulischen 
Kooperationspartner ausreichend finanziert werden, damit sie qualifiziert und verlässlich 
stattfinden können. Dies ist wohl im Zuge einer Verwaltungsvorschrift sicherzustellen. 
Vertreter*innen der außerschulischen Jugendbildung haben dazu bereits Vorschläge an die 
kommunalen Landesverbände und das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport gemacht. 
 
 
Für die LAGO 
 
Martin Bachhofer 
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Baden-Württembergischer-Handwerkstag e.V. 

Heilbronner Straße 43 

70191 Stuttgart 

 

 

 

 

 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP 

- Gesetz für Wahlfreiheit bei der Ganztagsschule (Drucksache 16/3855) 

 

 

Per Email: 

 

 

Sehr geehrte 
sehr geehrter 
 
gerne nehmen wir die Gelegenheit für eine Stellungnahme zu oben genanntem 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP/DVP wahr. 
 

1. Die im Wege des Gesetzentwurfes vorgesehene Flexibilisierung und Ausweitung 
der Ganztagesangebote an Schulen wird seitens des Baden-Württembergischen 
Handwerks grundsätzlich begrüßt. 

 
2. Eine solche Flexibilisierung und Ausweitung  darf jedoch nicht zu Lasten der 

Qualität der Angebote gehen. Ganztagsschulangebote in offener Form – ohne 
weitergehende Qualitätsstandards und Zulassungsvoraussetzungen für z.B. 
außerschulische Partner wird seitens des Baden-Württembergischen Handwerks 
abgelehnt. 
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3. Ganztagsschulangebote sind flächendeckend einzurichten und vorzuhalten. Die 

Entscheidung hierüber sollte nicht in das Ermessen einzelner Schulträger gestellt 
werden. 
 

4. Die im Gesetzentwurf  vorgesehene Umsetzung einer Ganztagesbetreuung an drei 
oder vier Tagen ist aus Sicht des Handwerks nicht ausreichend. Wünschenswert 
wäre eine verlässliche Ganztagesbetreuung an fünf Tagen die Woche mit acht 
Zeitstunden. 
 

5. Weiterführende Schulangebote sind im Sinne der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf gleichberechtigt zu berücksichtigen.  

 
Begründung 
Die Ganztagsschule trägt den Veränderungen in Arbeitswelt und Gesellschaft Rechnung. 
Im Ausbau der Ganztagsschulen sieht das Handwerk einen entscheidenden Beitrag für 
mehr Bildungsqualität und -gerechtigkeit, aber auch für eine bessere Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie und damit nicht zuletzt für die Sicherung der Fachkräfte. 
 
Mit der Verankerung des Ganztagsschulangebots für Grund- und Gemeinschaftsschulen 
im Schulgesetz hat Baden-Württemberg einen ersten Schritt zu mehr 
Ganztagsbetreuung getan. 
Verlässliche Ganztagsschulangebote sind elementar für die Rückkehr junger Eltern in 
das Berufsleben. Möglichst alle Eltern müssen daher die Möglichkeit haben, für ihr Kind 
einen Platz an einer wohnortnahen Ganztagesschule zu erhalten. 
Wir begrüßen daher die im Gesetzentwurf, auch durch die Überführung des 
Schulversuches in ein Regelangebot, vorgesehene verbindliche Ausweitung der 
Ganztagsschulangebote. 
 
Die im Gesetzentwurf  vorgesehene Umsetzung einer Ganztagesbetreuung an drei oder 
vier Tagen geht jedoch an der Lebenswirklichkeit vieler junger Familien und den 
Anforderungen der Betriebe und Unternehmen vorbei. Um der Lebenswirklichkeit von 
Familien und den Anforderungen der Arbeitswelt im Sinne einer Vereinbarkeit von 
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Familie und Beruf vollumfänglich Rechnung zu tragen, wäre eine verlässliche 
Ganztagesbetreuung an fünf Tagen die Woche mit acht Zeitstunden grundsätzlich 
erforderlich und wünschenswert. (zu § 4, Absatz 2 und 3) 
 
Aus Sicht des Handwerks bietet eine rhythmisierte Ganztagsschule als verbindliche 
Form der Ganztagsschule sowohl pädagogische als auch qualitative Vorteile.   
Denn neben einer verbesserten Vereinbarkeit von Familie und Beruf tragen 
Ganztagsschulen auch dazu bei, die Qualität der Bildung durch mehr individuelle 
Förderung der Schülerinnen und Schüler zu erhöhen. Gleichzeitig können 
Qualitätsstandards der Angebote verbindlich festgeschrieben und umgesetzt werden.  
Eine rhythmisierte Ganztagesschule muss neben Angeboten von Sport- oder 
Musikvereinen zudem auch Möglichkeiten der Berufsorientierung berücksichtigen. 
 
Bei einer etwaigen Umsetzung der Ganztagesschule in offener Form sind daher 
entsprechend Qualitätsstandards zu entwickeln, verbindlich festzuschreiben und 
zugrunde zu legen. Dieses gilt insbesondere auch bei der Einbeziehung außerschulischer 
Partner. (zu § 4, Absatz 7 und 8). 
 
Auch sollte aus Sicht des Handwerks die Entscheidung über die Einrichtung eines 
Ganztagesangebots nicht allein im Ermessen des jeweiligen Schulträgers liegen. Im 
Sinne der Vereinbarkeit von Familie und Beruf müssen entsprechende Angebote 
flächendeckend bestehen bzw. eingerichtet werden. Die Möglichkeit einer 
Inanspruchnahme darf nicht vom jeweiligen Wohnort abhängig sein. 
 
Nach Auffassung des Handwerks sind im Hinblick auf eine weitere Verbesserung der  
Vereinbarkeit von Familie und Beruf  darüber hinaus auch die anderen weiterführenden 
Schularten gleichberechtigt in den Blick zu nehmen. Gymnasien, Real- und 
Werkrealschulen brauchen Rechtssicherheit, wenn es um die Einrichtung von 
Ganztagsschulangeboten geht.  
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung und verbleiben 
mit freundlichen Grüßen 
gez. 
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Abteilungsleiter Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik 
Baden-Württembergischer-Handwerkstag e.V. 
Heilbronner Straße 43 
70191 Stuttgart 
  
Tel.:  0711/ 263709 -103 
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Ministerium für Kultus, Jugend  
und Sport Baden-Württemberg 
Postfach 10 34 42 

 

70029 Stuttgart 

01.06.2018 

 

Ihr Aktenzeichen 31-6400.4/264/1 vom 03.05.2018 
Gesetzentwurf der Fraktion FDP/DVP – Gesetz für Wahlfreiheit bei der Ganztagsschule (Gesetz 
zur Änderung des Schulgesetzes für Baden-Württemberg – Drucksache 16/3855 vom 
10.04.2018) 

Sehr geehrter 

wir danken für die Möglichkeit der Stellungnahme nach §50a Absatz 2 der Geschäftsordnung des Land-
tags zum Gesetzentwurf der Fraktion FDP/DVP laut Drucksache 16/3855 vom 10.04.2018 ebenso für 
Ihr Schreiben vom 03.05.2018. 

Als Initiative und im Kontext unserer OpenPetition „Grundschule: Für ECHTE Wahlfreiheit und 
Freiwilligkeit im Ganztag!“ begrüßen wir den Gesetzentwurf der FDP/DVP-Fraktion zur Aufnahme 
der offenen Ganztagsschule im Schulgesetz als vollwertige Bildungseinrichtung. Er offenbart ei-
nen wichtigen Schritt in der Weiterentwicklung des Ganztags, der das Ganztagsschulsystem und die 
kommunale Ganztagbetreuung umfasst und so den lokalen Besonderheiten mehr Rechnung trägt. Eine 
Aufnahme in das aktuelle Gesetz bietet mehr Wahlfreiheit in den unterschiedlichen Konzepten, die den 
echten Bedarf und Elternwillen sowie die Heterogenität der Kinder berücksichtigt.  

Wir haben unsere Stellungnahme in drei Abschnitte gegliedert: 

 Abschnitt I ist eine Zusammenfassung (S.2/3) 

 In Abschnitt II gehen wir als Initiative auf unsere Vorstellung des Ganztags ein. Sie fußt auf drei 
Säulen, die lokal und entsprechend dem Bedarf kombinierbar sind (S.3ff; Modelle als Grafik, S.10) 

 Abschnitt III ist unsere Stellungnahme zum Gesetzentwurf der FDP/DVP lt. Drucksache 16/3855 
(S.15-22) 

Es bleibt zu hoffen, dass die Bereitschaft besteht, auf der sachlichen Basis zu gemeinsamen Lösungen 
zu kommen. Bei Rückfragen sprechen Sie uns bitte an.  

Mit freundlichen Grüßen 
 

  
Initiative „Grundschule: für ECHTE Wahlfreiheit und Freiwilligkeit im Ganztag“ 
https://www.openpetition.de/petition/online/grundschule-fuer-echte-wahlfreiheit-und-freiwilligkeit-im-ganztag  

Initiative „Grundschule: für ECHTE Wahlfreiheit 
und Freiwilligkeit im Ganztag“ 

 
 

E-Mail: openpetition.ganztagsgipfel@gmail.com 
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I. Abschnitt: Zusammenfassung 
Als Initiative begrüßen wir den aktuellen Gesetzentwurf der FDP/DVP-Fraktion. Er berücksichtigt 
im umfassenderen Maße Elternanliegen für mehr bzw. echte Wahlfreiheit im schulischen Ganz-
tagsausbau1 sowie einem Ausbau der auch auf freiwillige kommunale Angebote gegen Entgelt 
eingeht2, die für Eltern ebenfalls wichtig sind, insbesondere im Grundschulalter.  

Zugleich werden mit der Aufnahme der offenen Ganztagschule in das Schulgesetz die gängigen 
drei Modelle des Ganztags3, die es in Deutschland gibt, in Baden-Württemberg abgebildet. Das 
entspricht dadurch mehr der Heterogenität unserer Gesellschaft sowie Kinder, unterschiedli-
chen lokale Strukturen und Anforderungen als die aktuelle Gesetzeslage.  

Das aktuelle Schulgesetz §4a bietet im Ganztag zu wenig Wahlfreiheit, da es nur eine Angebotsform 
gibt, nämlich die des verbindlichen Ganztags. Auch die Wahlform ist für die Kinder, die den Ganztag 
wählen an drei oder vier Tagen mit 7 oder 8 Stunden an Schulpflicht gebunden. Zugleich wurden unter 
der früheren grün-roten Landesregierung Landeszuschüsse für kommunale Betreuungsformen gestri-
chen bzw. an Halbtagsschulen auf Bestandsschutz eingefroren.  An Schulen in der Wahlform können 
Eltern nur noch zwischen Ganztag oder „gar-nicht-ganz“ wählen. Halbtagschulen tun sich schwer Hort-
gruppen usw. auszuweiten, da hierfür die Landesbetreuungsförderung auf Bestandsschutz eingefroren 
wurde. Seit den letzten beiden Ganztaggipfelveranstaltungen im November 2016 und Mai 2017 an de-
nen Frau Dr. Eisenmann einige Leitlinien präsentiert hat, ist es ruhig geworden4.  

Unsere Anregung als Initiative basiert auf drei Säulen im Ganztag (siehe auch unsere OpenPeti-
tion): (1) der Halbtagsschule, die im Schulgesetz vollumfänglich erhalten bleibt plus ergänzen-
dem Betreuungsangebot z.B. in verlässlicher Grundschule, Hort/Schülerhort, flexibler Nachmit-
tagsbetreuung, (2) der Ganztagsschule in der verbindlichen Form oder Wahlform, jedoch ohne 
Mischklassen sowie (3) der offenen Ganztagsschule. Entsprechend dem elterlichen Bedarf oder 
im Kontext des pädagogischen Konzepts ergänzen Betreuungsangebote (Hort/ Schülerhort, ver-
lässliche Grundschule, flexible Nachmittagsbetreuung) diese Ganztagsschulen. Damit ist auch 
auf mehr Flexibilität geachtet, die nicht nur auf verbindlicher Ganztagsschule basieren kann, da diese 
Form Elternmehrheiten zu wenig berücksichtigt5. Zugleich kann der Ganztag mit Blick auf den Rechts-
anspruch ab 2025 auch nicht mehrheitlich auf kommunaler Betreuung basieren, da Kommunen berech-
tigt Sorge haben beim Rechtsanspruch alleine gelassen zu werden und in ihrem kommunalen Gestal-
tungsraum weiter eingeschränkt zu werden.6 Und Eltern haben Sorge, dass ihnen mit Blick auf den 
Rechtsanspruch im Ganztag im Zweifel nur die verbindliche Ganztagsschule bzw. die „Wahlform“ 
(Ganz-oder-Gar-nicht-ganz) als Ganztag angeboten wird, was im Kontext allzu starrer Schulbezirke ein 
verschärftes Problem sein kann, wenn ein Schulbezirkswechsel an eine andere Grundschule im Ort 
bzw. Nachbarschulbezirk -  mit einem für das Kind geeigneteren Profil, z.B. Halbtagsschule mit Schü-
lerhort - nicht möglich ist. 

Bei unserer Stellungnahme zum Gesetzentwurf der FDP/DVP gehen wir u.a. ein auf Qualitätskri-
terien der offenen Ganztagsschule, auf die Dauer der Teilnahmeverpflichtung bei Anmeldung, 

                                                      
1 https://www.openpetition.de/petition/online/grundschule-fuer-echte-wahlfreiheit-und-freiwilligkeit-im-ganztag 
 
2 Siehe Gesetzentwurf §4a, Absatz (11): „Horte und andere flexible Betreuungsangebote ergänzen die Betreuungsangebote 
der Ganztagsschulen und erhalten bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen eine Förderung durch das Land. 
 
3 Siehe zum Beispiel: Höhmann, Katrin; Holtappels, Heinz G.; Schnetzer, Thomas „Ganztagsschule in verschiedenen Organisati-
onsformen - Forschungsergebnisse einer bundesweiten Schulleitungsbefragung“, Appel, Stefan [Hrsg.]; Ludwig, Harald [Hrsg.]; 
Rother, Ulrich [Hrsg.]; Rutz, Georg [Hrsg.]: Schulkooperationen. Schwalbach, Taunus : Wochenschau-Verl. 2005, S. 169-186. - 
(Jahrbuch Ganztagsschule; 2006) 
 
4 Vgl. u.a. http://www.km-bw.de/15_05_2017+Ganztagsgipfel 
 
5  4. Repräsentative Jako-o-Bildungsstudie 2017 
 
6 Koalitionsvertrag 2018 des Bundes von CDU/CSU-SPD: „Wir werden einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter schaf-
fen. Dabei werden wir auf Flexibilität achten, bedarfsgerecht vorgehen und die Vielfalt der in den Ländern und Kommunen bestehenden Be-
treuungsmöglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe und die schulischen Angebote berücksichtigen. Für die Ausgestaltung wollen wir das Sozi-
algesetzbuch VIII nutzen. Um diesen Rechtsanspruch bis 2025 zu verwirklichen, bedarf es konkreter rechtlicher, finanzieller und zeitlicher 
Umsetzungsschritte, die wir in einer Vereinbarung von Bund und Ländern unter Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbände festlegen 
werden. Dabei wird der Bund sicherstellen, dass insbesondere der laufenden Kostenbelastung der Kommunen Rechnung getragen wird.“ 
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auf die Thematik der Schulbezirke, auf Finanzierungsaspekte, auf eine Umbenennung in „gebun-
den“ sowie „offen“ als gängigere Kultusministerkonferenz-Definitionen sowie auf die Monetari-
sierung von Lehrerwochenstunden. Ebenso gehen wir auf das Erfordernis ein, dass in der Halb-
tagsschule sowie in den Ganztagsschulmodellen Betreuungsangebote als wichtige Ergänzung 
zu Schule zu betrachten sind im Kontext von Vereinbarkeit Beruf-Familie und mit Blick auf die 
Unterschiedlichkeit von Kindern. Die Wiedereinführung der Landesbetreuungsförderung für 
Kommunen ist dafür wesentlich! 

Wir erachten lähmende „Grabenkämpfe“ zwischen den Fraktionen als wenig sinnvoll. Ein Ziehen an 
einem Strang zwischen Bund, Land, Kommunen unter Berücksichtigung der Unterschiedlichkeit von 
Kindern sowie Elternanliegen und den lokalen Bedarfen vor Ort, scheint weit sinnvoller. Der Ganztag-
sausbau – gerade im Grundschulalter - muss im Kontext von Kinderfreundlichkeit, Familie(nfreundlich-
keit), Vereinbarkeitsdebatten Mann/Frau-Familie, Wirtschaft und Soziales, Bildung sowie Betreuung be-
trachtet werden. Das macht die Angelegenheit komplex. Zugleich auch vereinfachend, indem deutlich 
wird, dass für einen soliden Ganztagsausbau die Unterschiedlichkeit von Kindern und differenzierte El-
ternanliegen beachtet werden müssen, damit „Ganztag“ gelingt. Bisherige grün-rote bzw. grün-
schwarze Leitlinien im Ganztagsausbau reichen perspektivisch und mit Blick auf den Koalitionsvertrag 
des Bundes hier sicherlich nicht aus.  

 

II. Abschnitt: Die Vorstellung eines Ganztags aus Initiative-
Sicht 

 
2.1. Grundüberlegungen und Ziele  

Als Initiative lassen wir uns von folgenden Grundüberlegungen und Zielen lei-
ten: 

 Schaffung eines optimalen Angebots für die Schülerinnen und Schüler in 
Baden-Württemberg: Die Rhythmisierung im verbindlichen Ganztag bzw. 

Wahlform und die Verankerung der offenen Ganztagsschule im Schulgesetz er-

weitert die Möglichkeiten für eine ganzheitliche individuelle Förderung und eine 

gezielte Unterstützung der Kinder. Alle drei Ganztagsschulen werden hierbei 

als vollwertige Bildungseinrichtung verstanden. Dieses Potential für die Er-

schaffung und den Erhalt von Bildungs- und Chancengerechtigkeit sollte vom 

Land genutzt werden. Die offene Ganztagsschule und die verbindliche Ganz-

tagsschule sowie die Wahlform, in der ein Teil der Schüler pro Schuljahr die 

Ganztagsklasse besucht und ein anderer Teil am Halbtag teilnimmt, gibt Kin-

dern und deren Eltern mehr Wahlfreiheit.  

 Wahrung des Elternwahlrechts und der Wahlfreiheit: Nicht jedes Kind ist für 

die Ganztagsschule geeignet, und nicht alle Eltern wollen ihre Kinder in Ganz-

tagsangebote geben, aus welchen Gründen auch immer. Deshalb muss die 
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Halbtagsschule im Schulgesetz unbedingt verankert bleiben. Gleichzeitig sind 

viele berufstätige Eltern darauf angewiesen, dass ihre Kinder auch am Nach-

mittag gut betreut sind. Es soll niemand in die Ganztagsschule gezwungen wer-

den, wenn er eine Betreuung benötigt bzw. wünscht. Unser Ziel ist vielmehr, 

dass das Land und Kommunen Angebote machen und transparent informiert, 

sodass Elter 

 Wie sind deshalb für die Erhaltung der Flexibilität im Ganztag durch die 
Mittags- und Nachmittagsbetreuung (Horte/ Schülerhort, verlässliche 
Grundschule, flexible Nachmittagsbetreuung, bedarfsorientierte Betreu-
ung): In Baden-Württemberg haben sich vielfältige Formen des Ganztags bzw. 

der Betreuung in den letzten Jahrzehnten herausgebildet, die den teilweise sehr 

unterschiedlichen Bedürfnissen und Rahmenbedingungen vor Ort gerecht wer-

den. Wir wollen, dass diese Flexibilität erhalten bleibt bzw. weiter erschaf-
fen wird; denn ein schulischer Ganztag funktioniert nur, wenn er nicht 
staatlich verordnet wird und Eltern mit Blick auf ihr Kind und die Famili-
ensituation entsprechend das geeignetste Modell wählen können. Keine 

Kommune soll ihre gewachsene Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur aufge-

ben müssen aufgrund steigender kommunaler Belastungen. Daher muss die 

Landesbetreuungsförderung für die einzelnen Betreuungsangebote erhalten 

bleiben bzw. wieder eingeführt werden, auch mit Blick auf steigende Elternbei-

träge, z.B. aufgrund von steigenden Personal- und Raumkosten.  

 Jede Kommune soll die Möglichkeit haben, aus unterschiedlichen Angebots-

formen mit jeweils eigenen Schwerpunkten eine passgenaue Lösung für die 
Anforderungen vor Ort zu entwickeln, die Qualitätsstandards entsprechen.  

 Wir sind der Überzeugung: Ein bedarfsgerechtes Angebot und Ausbau kommt 

das Land nicht teurer als wenn der Ganztagsausbau als wichtiges Investitions-

vorhaben nur in der verbindlichen Form oder Wahlform vorangetrieben wird, der 

aber möglichweise am Elternwillen vorbei geht oder diesen sehr begrenzt be-

rücksichtigt. 

 Bestehende und berechtigte Sorgen müssen Beachtung finden: Kommu-

nen haben berechtigt Sorge, beim Rechtsanspruch auf Ganztag ab 2025 alleine 

gelassen zu werden, so der Städtetag7, was deren kommunale Gestaltungsfrei-

heit weiter einschränkt. Kommunen können den Rechtsanspruch in Baden-

                                                      
7 Zum Beispiel: Präsidentin des Deutschen Städtetages, Eva Lohse https://www.derwesten.de/politik/so-teuer-waere-der-ganztagsausbau-
wenn-man-es-ernst-meinte-id212257951.html (Link: 31.05.2018)  
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Württemberg bei steigenden Kinderzahlen nicht nur alleine über Betreuungs-

systeme gegen Entgelt bewältigen. Eltern in Baden-Württemberg haben aktuell 

berechtigt Sorge, ggf. nur auf die verbindliche Ganztagsschule verwiesen zu 

werden weil offene Ganztagschule im Schulgesetz außen vor bleibt und kom-

munale Träger auf die verbindliche Ganztagsschule oder Wahlform verweisen.   

 
Der Ganztag in Baden-Württemberg ist daher auf Empfehlung der Initiative 
auf drei Säulen aufgebaut und orientiert sich an den drei bestehenden Grund-
formen der Ganztagsversorgung, die es in Deutschland gibt!8 Diese Ansätze 
basieren auf unterschiedlichen pädagogischen Konzepten und Besonderhei-
ten, die Vor- und Nachteile haben, Chancen und ebenso Grenzen. Es gilt, die 
Besonderheiten eines jeden Systems „ideologiefrei“ den Eltern transparent 
zu machen, sodass diese für ihr Grundschulkind das geeignete Modell wäh-
len können, mit Blick auf weitere Faktoren wie familiärer und beruflicher Kon-
text etc.  
Bund-Land-Kommunen ziehen am selben Strang: Entsprechend den Eltern-
anliegen wird die offene Ganztagsschule als vollwertige Bildungseinrichtung 
neben verbindlicher Ganztagsschule/ Wahlform in das bestehende Schulge-
setz integriert und Kommunen beim Ausbau von Betreuungsangeboten mit 
Landeszuschüssen unterstützt.  

  

                                                      
8  Siehe zum Beispiel: Höhmann, Katrin; Holtappels, Heinz G.; Schnetzer, Thomas „Ganztagsschule in verschiedenen Organisationsformen - 
Forschungsergebnisse einer bundesweiten Schulleitungsbefragung“, Appel, Stefan [Hrsg.]; Ludwig, Harald [Hrsg.]; Rother, Ulrich [Hrsg.]; Rutz, 
Georg [Hrsg.]: Schulkooperationen. Schwalbach, Taunus : Wochenschau-Verl. 2005, S. 169-186. - (Jahrbuch Ganztagsschule; 2006) 
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2.2. Vorstellung der Initiative: Drei Säulen des Ganztags in Baden-Württemberg  

1. Säule: Additiv duales System = Halbtagsschule (Landesebene) ergänzt um 
kommunale, freiwillige Betreuungsangebote in kommunaler oder privater Hand 
über Horte, flexible Nachmittagsbetreuung, verlässliche Grundschule gegen 
Entgelt:  

Die Halbtagsschule bleibt auch zukünftig vollumfänglich im Schulgesetz veran-
kert. Es wird – insbesondere im Primarbereich – ergänzt um ein Betreuungssys-
tem:  

 die Halbtagsschule mit einer verlässlichen Grundschule vor und nach Schu-

lende bis etwa 14:00 Uhr9 gegen Entgelt 

  oder einem Betreuungsangebot im Schülerhort / Hort gegen Entgelt (Qualitäts-

kriterien der KVJS, vgl. auch Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungsauftrag lt. 

SGB VIII, § 22 Abs. 3; Ferienzeiten sind bis auf die Schließtage abgedeckt) 

oder  

 eine flexible Nachmittagsbetreuung bzw. bedarfsorientierte Betreuung gegen 

Entgelt.  

 Hinzu kommen lokale Angebote der Ferienbetreuung.  

Hierbei arbeitet Land-Kommune kooperativ miteinander. Das Land wird, was beste-

hende Betreuungszuschüsse für den bestehenden und weiteren Ausbau von freiwilli-

gen Betreuungssystemen anbetrifft, nicht alleine gelassen. D.h. die Landesbetreu-
ungsförderungen werden wieder eingeführt und sind – neben dem Bestands-
schutz – auch für Neueinrichtungen wieder verfügbar, auch an Ganztagsschulen 
(vgl. Säule 2 und 3, Seite 7ff). Das ist mit Blick auf den im Frühjahr 2018 vereinbarten 

Koalitionsvertag des Bundes ein wichtiger Aspekt, auch, um bestehende Vielfalt über 

eines der Betreuungssysteme10 weiterhin im Land zu ermöglichen und nicht nur auf 

ein Ganztagsschulangebot zu verweisen11, das aktuell nur in verbindlicher Form oder 

in der Wahlform offeriert wird.  

                                                      
9 Der lokal gängigere Begriff für verlässliche Grundschule ist auch der der „Kernzeit“ 
  
10 Betreuungssysteme u.a. verlässliche Grundschule bis 14 Uhr, Hort oder Schülerhort (Kriterien der KVJS), flexible Nachmittagsbetreuung 
 
11 Koalitionsvertrag 2018 des Bundes von CDU/CSU-SPD: „Wir werden einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter schaf-
fen. Dabei werden wir auf Flexibilität achten, bedarfsgerecht vorgehen und die Vielfalt der in den Ländern und Kommunen bestehenden Be-
treuungsmöglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe und die schulischen Angebote berücksichtigen. Für die Ausgestaltung wollen wir das Sozi-
algesetzbuch VIII nutzen. Um diesen Rechtsanspruch bis 2025 zu verwirklichen, bedarf es konkreter rechtlicher, finanzieller und zeitlicher 
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Zudem entspricht die verbindliche Form nicht der Mehrheit der Elternstimmen12,13 und 

gerade im Grundschulsektor ist diese Angebotsform nicht das mehrheitliche Modell in 

Deutschland, da etwa 60% der Schulen als offenes Organisationsmodell im Grund-

schulsektor gestaltet sind und die offene Form bei Grundschulen, Gymnasien, Real-

schulen und Hauptschulen die dominierende Form darstellt.14 

 

2. Säule: Die verbindliche Ganztagsschule nach SchG §4a oder die Ganztags-
schule in Wahlform nach SchG §4a (siehe dort).  

 Dies ist die Ganztagsschule in gebundener Form als integriertes Modell mit fester 

und obligatorischer Schulzeit sowie Schulpflicht für alle Schüler/innen der Schule. 

Der Unterricht findet an 3 oder 4 Tagen à 7 oder 8 Stunden statt.  

 In der Wahlform besucht ein Teil der Kinder die Ganztagsklasse, der andere Teil 

besucht die Halbtagsklasse. Jährlich können sich die Eltern bzw. Schüler/innen 

entscheiden, ob sie die Halbtags- oder die Ganztagsklasse besuchen.  

 Der Unterricht findet im Ganztag in rhythmisierter Form statt, d.h. das pädagogi-

sche Konzept folgt der Rhythmisierung über den gesamten Tag.  

 Mischklassen - wie bisher noch möglich - gibt es in dieser Form nicht, da sie dem 

Ansatz und pädagogischen Konzept der Rhythmisierung über den gesamten Tag 

widersprechen (vgl. Statement von Kultusministerin Dr. Susanne Eisenmann am 2. 

Bildungsgipfel 2017) 

3. Säule: Die offene Ganztagsschule  

Die offene Ganztagsschule mit offenen, frei wählbaren Angeboten bleibt bun-
desweit das vorherrschende Organisationsmodell.15 Die Verankerung im Schul-
gesetz scheint – auch im Ländervergleich Deutschlands – ein wichtiger Schritt 
für Baden-Württemberg.  

                                                      
Umsetzungsschritte, die wir in einer Vereinbarung von Bund und Ländern unter Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbände festlegen 
werden. Dabei wird der Bund sicherstellen, dass insbesondere der laufenden Kostenbelastung der Kommunen Rechnung getragen wird.“ 
 
12 Vgl. zum Beispiel 4. repräsentative jako-o-Bildungsstudie 2017 

13 „Die Betreuungsangebote in Baden-Württemberg sind den Eltern zufolge nicht ausreichend. Insbesondere fehlen Angebote für Kinder unter 
drei Jahren, Grundschüler_innen und Kinder auf weiterführenden Schulen. Flexible Betreuungsangebote, Aufstockung der U3-Betreuung, Be-
treuung vonSchulkindern über den Schulalltag hinaus, eine zielführende Hausaufgabenbetreuung, ein qualitativ hochwertiges Mittagessen an 
den Schulen und eine finanzierbare Ferienbetreuung sind für Eltern in Baden-Württemberg die wichtigsten Maßnahmen, um Familien zu ent-
lasten. Die Betreuungszeiten müssen flexibel den unterschiedlichen Erwerbsmodellen der Eltern angepasst werden“. (Familienbild im Wandel, 
Lebensentwürfe zwischen Wunsch und Wirklichkeit, Ergebnisse eine quantitativ-qualitativen Studie für Baden-Württemberg, Friedrich Ebert 
Stiftung 2015  http://library.fes.de/pdf-files/bueros/stuttgart/11598.pdf 

 
14 https://www.ganztagsschulen.org/de/19001.php (KMK-Statistik, 2015/2016) 
15 Quelle: StEG 2013 http://www.projekt-steg.de/sites/default/files/PM_StEG.pdf 
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Definition der Eltern-Initiative: 

Offene Ganztagsschule - mit freiwillig zu nutzendem Ganztagsangebot im offen-addi-

tiven Modell: 

 An mindestens drei oder vier Wochentagen wird ein verlässliches Bildungs- und 

Betreuungsangebot von Unterrichtsende bis grundsätzlich 15:00 oder 16:00 

Uhr angeboten. 

 Der Unterricht findet überwiegend am Vormittag im Klassenverband statt (Bin-

nen- rhythmisierung). Danach können Angebote im Rahmen des offenen Ganz-

tags wahrgenommen werden. Zu diesen Angeboten gehören ein gemeinsames 

Mittagessen gegen Entgelt, eine verlässliche Hausaufgabenbetreuung sowie 

Freizeit- und Neigungsangebote z.B. aus dem sportlichen, musischen und 

künstlerischen sowie kulturellen Bereich sowie Förderangebote für schwache 

sowie begabte Schüler. Kooperationspartner sind eine wertvolle Ergänzung im 

System 

 Die offene Ganztagsschule gibt den (Grundschul-)Kindern / Eltern mehr Flexi-

bilität hinsichtlich der Schulbesuchszeiten, indem die Eltern sich für ein Schul-

halbjahr entscheiden, ob das Kind an einem, zwei, drei oder vier Tagen nach-

mittags die Schule besucht. Schülerinnen und Schüler, die für ein Halbjahr an-

gemeldet sind, sind zur Teilnahme an diesem Nachmittag oder den gewählten 

Nachmittagen verpflichtet. Dies erscheint mit Blick auf Gruppendynamik, Lern-

prozessabläufe, Intensivierung von Lerngelegenheiten, Kooperation mit Bil-

dungspartnern von Relevanz und bietet einen verlässlichen Rahmen für alle 

Beteiligten.  

 Die Basisstandards und somit ein Qualitätsrahmen sind auch für die offene 

Ganztagsschule definiert, damit die Ausgestaltung nicht zu sehr differenziert, 

zugleich aber lokal ein Gestaltungsspielraum gegeben ist, z.B. mit Blick auf Ko-

operationspartner oder lokale Besonderheiten. Zudem gibt es Kriterien der Wei-

terentwicklung. Basisstandards sind zum Beispiel das pädagogische Konzept 

(Genehmigungsvoraussetzung); Gruppengröße sowie Lehrer/Betreuer-Schü-

ler-Relation; Einbindung aller am Ganztag Beteiligten in den Entscheidungspro-

zess: Schulleitung, Kollegium, Eltern, Schüler, externe Mitarbeiter, Sachauf-

wandsträger, Verwaltungspersonal, Hausmeister etc.; auf das pädagogische 
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Profil, die Bedürfnisse der Schüler, die organisatorischen und baulichen Gege-

benheiten abgestimmtes Raumkonzept: Räumlichkeit und Ausstattung für die 

Mittagsverpflegung, Bewegungs- und Entspannungsbereiche, Raumnutzung 

für die Bildung von Kleingruppen, Raumnutzungsplan; Zeitstruktur: verlässliche 

Bildungs- und Betreuungs- bzw. Förderangebote und deren verpflichtende Teil-

nahme an einem Nachmittag, ausgewogene zeitliche Aufteilung; Hausaufga-

benbetreuung; Leitung der Schule; Kooperationspartner; Partizipation: kontinu-

ierliche alters- und situationsgerechte Schülerpartizipation durch Mitwirkung an 

der Weiterentwicklung und Umsetzung des Ganztagskonzepts; Kontakt und 

Austausch zwischen externen Partnern und Eltern; Personalentwicklung/ Wei-

terbildung; regelmäßige Überprüfung und Evaluation der Zufriedenheit aller am 

Ganztag beteiligten Gruppen wie Schüler, Eltern, Lehrer/innen, Schulleitung, 

externe Partner dienen als Basis für Weiterentwicklung; Beobachtung der An- 

und Abmeldeentwicklung (Ursachenforschung). 

Die Säulen 2 (verbindlicher Ganztagsschule oder Ganztagsschule in Wahlform) 
und die Säule 3 (offene Ganztagsschule) können mit Säule 1 (kommunalem oder 
privatem Betreuungsangebot in der verlässlichen Grundschule bis 14 Uhr bzw. 
Hort/Schülerhort oder flexibler Nachmittagsbetreuung) kombiniert werden. Die 
Teilnahme am Jugendbegleiterprogramm ist für alle Ganztagsschulen möglich. 

 
Begründung:  

 Für viele Eltern reicht ein schulisches Angebot ab Schulbeginn (1. oder 2. 
Stunde) bis Schulende (15:00 oder 16:00 Uhr an drei oder vier Tagen die 
Woche) nicht aus. 

 Kinder, die den Halbtag einer Ganztagsschule in Wahlform besuchen, be-
nötigen in aller Regel ebenfalls ein Kernzeitangebot vor Schulbeginn und 
bis 14 Uhr oder ggf. den Hort/ Schülerhort (auch Ferien) oder eine andere 
Form der Betreuung in Form einer flexiblen Nachmittagsbetreuung.  
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2.3. Anforderung zur Realisierung des Drei-Säulen-Modelles 

 

a) Aufnahme der offenen Ganztagsschule ins Schulgesetz  
 „Wurden in den 70er Jahren noch etwa 75 % der gegründeten Ganztagsschulen in voll gebundener Or-
ganisationsform gegründet, so ist zu bemerken, dass der Trend bei heutigen Neugründungen mit bis zu 
56,5 % zur offenen Ganztagsschulorganisation tendiert. (…) Betrachtet man daraufhin die Schulformen, 
so stellt man fest, dass in mehr als der Hälfte der Grundschulen (60 %), der Gymnasien (64 %) und der 
Realschulen (56 %) die offene Form der Ganztagsorganisation gewählt wurde (…).16  

„Nach Organisationsformen dominiert die offene Form bei Grundschulen“ (KMK-Statistik Deutschlands für 
2015/2016) 

„In Bezug auf die Verbindlichkeit der Teilnahme findet das StEG-Systemmonitoring Unterschiede zwischen 
den einzelnen Schulgruppen: In der Sekundarstufe I (ohne Gymnasien) macht die Mehrheit der Schulen 
die Teilnahme am Ganztag für alle oder einen Teil der Schülerinnen und Schüler verbindlich. Der Anteil 
an Schulen mit verpflichtender Teilnahme für alle Schülerinnen und Schüler ist dort seit 2012 sogar ge-
stiegen. In den anderen beiden Schulgruppen ist die freiwillige Ganztagsteilnahme das vorherrschende 
Organisationsmodell. Dies gilt besonders im Primarbereich:Hier steht es den Eltern an acht von zehn 
Schulen frei, ob ihr Kind am Ganztag teilnimmt.“ (StEG, GANZTAGSSCHULE:BILDUNGSQUALITÄT UND 
WIRKUNGENAUSSERUNTERRICHTLICHER ANGEBOTE Ergebnisse der Studie zur Entwicklung von 
Ganztagsschulen 2012–2015, http://projekt-steg.de/sites/default/files/StEG_Brosch_FINAL.pdf) 

 
 

Mit Ganztagsschule in verbindlicher Form oder Wahlform hier (Landessache; Schul-

gesetz §4a) und kommunale Betreuung gegen Entgelt dort -  bei gleichzeitiger Ab-

schaffung der Landesbetreuungsförderung für Neueinrichtung von Betreuungen und 

Streichung der Landesbetreuungsförderung für Schulen, die Ganztagsschulen werden 

– liefert das Land nicht ausreichend Antworten im Ganztagssystemausbau.  

 

Wenn von 31 neu hinzukommenden Ganztagsschulen nur eine (!) zum Schuljahr 

2018/2019 verbindliche Ganztagsschule wird, so zeigt dies, dass diese Form nicht den 

gewünschten Anklang findet, sind die Zahlen seit Einführung der Ganztagschule nach 

§4a Schulgesetz zudem rückläufig und nicht steigend. Repräsentative Elternumfragen 

belegen, dass der Elternwille zudem anders aussieht, wie z.B. die 4. jako-o-Bildungs-

studie aus dem Jahr 2017: Nur noch 24% der Befragten wollen eine Ganztagsschule 

mit verbindlichem Nachmittagsprogramm. Im Vergleich waren es 2014 noch 30%.17  

                                                      
16 S. 176, Höhmann, Katrin; Holtappels, Heinz G.; Schnetzer, Thomas „Ganztagsschule in verschiedenen Organisationsformen - Forschungser-
gebnisse einer bundesweiten Schulleitungsbefragung“, Appel, Stefan [Hrsg.]; Ludwig, Harald [Hrsg.]; Rother, Ulrich [Hrsg.]; Rutz, Georg 
[Hrsg.]: Schulkooperationen. Schwalbach, Taunus : Wochenschau-Verl. 2005, S. 169-186. - (Jahrbuch Ganztagsschule; 2006) 
 
17 vergleich 4. Repräsentative Jako-o-Bildungsstudie 2017; nur 24% der Befragten wünschen eine Ganztagsschule mit verbindlichem Nachmit-
tagsprogramm; im Vergleich waren es 2014 noch 30% 
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Vergleiche auch Elternstimmen aus der OpenPetition „Grundschule: für ECHTE Wahl-

freiheit und Freiwilligkeit im Ganztag“18.  

Heterogene Familienstrukturen, die hohe Anforderungen an Berufstätigkeit, die von 

vielen Familien eine hohe Flexibilität erfordert, Vereinbarkeitsanliegen von Familie-Be-

ruf – gerade im Grundschulalter der sechs bis zehnjährigen Kinder-, die Unterschied-

lichkeit von Grundschulkindern mit Blick auf das für sie passende Angebot, die Unter-

schiedlichkeit von Stadt-Land, unsere Vereins- und Musikkulturlandschaft usw. müs-

sen beachtet werden. Auch müssen Vereinbarkeitsdebatten in Wirtschaft und Gesell-

schaft offener geführt werden.   

Die Erweiterung des Schulgesetzes um die offene Ganztagschule bietet Kindern 
und Eltern mit Blick auf Vereinbarkeit und mit Blick auf Unterschiedlichkeit der 
Kinder einen höheren Grad an Wahlfreiheit bei den Ganztagsschulen in schuli-
scher Verantwortung und nicht nur die Wahl zwischen verbindlicher Ganztag-
schule oder Betreuungssysteme gegen Entgelt - bei lokal sehr unterschiedli-
chen kommunalen Investitionsmöglichkeiten sowie unterschiedlicher Beitrags-
höhe zwischen den Kommunen.  

  

b) Wiedereinführung der Landesbetreuungsförderungen:  
 Das Land hat sich unter der grün-roten Regierung aus der Landesbetreu-

ungsförderung für alle Neueinrichtungen von Betreuungssystemen 
(Hort/Schülerhort, flex. Nachmittagsbetreuung etc.) verabschiedet. Damit 

wurde für Kommunen, insbesondere für finanzschwache, eine Horterweiterung 

(Gruppenerweiterung) oder Neueinrichtung eines Hortes finanziell betrachtet 

noch unattraktiver.  

 Bei Wandlung von Halbtagsschule in verbindliche Ganztagsschule +Wahl-
form läuft der Landesbetreuungszuschuss für Hort etc. aus. Das hat zur 

Folge, dass insbesondere die Kinder des Halbtags an der Schule in Wahlform 

keine Anschlussbetreuung haben („Ganz-oder-gar-nicht-ganz-Politik“).  

                                                      
18 vergleiche Stimmen unserer Initiative:  https://www.openpetition.de/petition/online/grundschule-fuer-echte-wahlfreiheit-und-freiwillig-
keit-im-ganztag 
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 Auch die Ganztagsschule an drei oder vier Tagen die Woche mit sieben 
oder acht Zeitstunden reicht für viele Eltern nicht aus, da die Berufstätig-
keit bei vielen Eltern nicht freitags um 13 Uhr endet.  

 Eltern haben Sorge, dass das grün-schwarz regierte Land Baden-Württemberg 

mit einer aktuellen Mehrheit von „Grün“, die in ihrer politischen Haltung den 

Ausbau von Ganztagsschule nach §4a präferiert,  im Zweifel auch zukünftig nur 

die verbindliche Ganztagsschule oder die Ganztagsschule in Wahlform fördert, 

auch wenn im Koalitionsvertrag des Bundes explizit steht, dass auf Flexibilität 

geachtet wird, auf eine bedarfsgerechte Vorgehensweise sowie auf Vielfalt. Ge-
rade diese bedarfsgerechte Vorgehensweise oder Elternanliegen wurde 
jedoch in der Vergangenheit vielerorts nicht immer Folge geleistet, z.B. 
bei Befragungen zu Schulwandlung von Halbtags- in Ganztagsschule, die 
kommunale Betreuungsangebote wie den Hort „offenbar mit Masche“ 
schlichtweg außer Acht gelassen haben in der Erhebung. Elternanliegen 
mussten teilweise lokal hart erkämpft werden (vgl. Horterhalt des Schü-
lerhort Grazer Straße, in Karlsruhe Durlach-Aue) oder blieben ungehört.  

 Die Landes-CDU – als Koalitionspartner von einer grünen Mehrheit – ist zwar 

offen gegenüber dem Thema Betreuung, bietet diese Form die echte Freiwillig-

keit am Nachmittag in Form von Hort, Kernzeit oder flexibler Nachmittagsbe-

treuung gegen Entgelt. Bis heute – und über ein Jahr nach dem zweiten Bil-

dungsgipfel - besteht jedoch finanzpolitisch keine Klarheit, in welcher Höhe nun 

die Landesbetreuungsförderungen wieder eingeführt werden. Wir bedauern die 

Zähigkeit in dieser Angelegenheit seit der letzten Landtagswahl.   

 Wir bitten Politiker des Landes Betreuung nicht negativ zu werten oder als „nur 

Betreuung“ abzutun, leisten viele Erzieher/innen, Sozialpädagogen usw. eine 

solide Arbeit. Stattessen scheint es angemessener Betreuungseinrichtungen zu 

würdigen, die seit vielen Jahrzehnten wichtige Arbeit vor Ort leisten.  

 Im Interesse der Kinder und im Hinblick auf den Bildungsauftrag, welcher ein 

Hort auch hat (vgl. VIII. Sozialgesetzbuch sowie Kriterien KVJS)  ist eine Erhö-

hung der Kooperation zwischen allen Beteiligten sicherlich sinnvoll. Hier könn-

ten eher Transparenz über die jeweiligen Aufgaben- und Kompetenzfelder, Ver-

ständigung über die unterschiedlichen Berufsrollen und ihre jeweiligen Rollen-

interpretationen , die Formulierung einer realistische Bedingungen für eine Ko-
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operation, konstruktive Ansätze für konkrete Kooperationsprojekte den Beteilig-

ten weit mehr dienen und das gleichberechtige Miteinander stärken als wenn 

das Land kommunale Betreuungsangebote im Ganztagsausbau negativ bewer-

tet und auf die verbindliche Ganztagsschule/Wahlform als das Modell verweist, 

deren Versprechungen mancherorts durchaus dem Anspruch hinterherhinken.   

Wir begrüßen daher, wenn Landeszuschüsse für kommunale Betreuungssys-
teme gegen Elternentgelt wieder eingeführt werden entsprechend den Bedarfen: 

a) an den Halbtagsschulstandorten für verlässliche Grundschule sowie 
Schüler-/Hort oder flexible Nachmittagsbetreuung. 

b) an den Ganztagsschulstandorten ergänzen Betreuungsangebote wie 
Horte und andere Angebote wie verlässliche Grundschule oder flexible 
Nachmittagsbetreuung den Ganztag, insbesondere für Schüler, die 
den Halbtag besuchen und für die Ganztagsschüler in den Randzeiten 
nach Schulende bzw. nach 15 bzw. 16 Uhr. Kommunale und private 
Träger können als Kooperationspartner genutzt werden.  

c) Weitere Aspekte wie eine ausreichende Lehrerversorgung, Schaffung von 
räumlichen Voraussetzungen (vgl. dazu OpenPetition) Es ist uns bekannt, dass 

die ausreichende Lehrerversorgung eines DER zentralen Themen in den kommenden 

Jahren sein wird und schon ist. Die steigenden Geburtenraten  im Südwesten werden 

das Thema verschärfen.  

Zwischenfazit zu Abschnitt II: 

 Aufnahme der offenen Ganztagsschule in das Schulgesetz  Orientierung 

an den drei bestehenden Grundformen der Ganztagsversorgung, die es in 

Deutschland gibt: (a) Halbtagsschule /Halbtagschule plus freiwillige additive 

kommunale bzw. private Betreuungsangebote gegen Entgelt; (b) Ganztags-

schule in verbindlich-rhythmisierter Form/ Wahlform; (c)  offene Ganztagsschule 

mit Binnenrhythmisierung plus Nachmittagsangebote (wie oben beschrieben). 

Dabei können Ganztagsschule in der Form (b) und (c) mit einem Betreuungs-

angebot kombiniert werden. = Schaffung von echter Wahlfreiheit  
 Wiedereinstieg in die Landesbetreuungsförderung des Landes für alle Be-

treuungsangebote in verlässliche Grundschule, Hort/ Schülerhort, flexible 
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Nachmittagsbetreuung, damit Kommunen hier nicht alleine gelassen wer-
den und Beiträge für die Familien auch bezahlbar bleiben (Familienfreundlich-

keit). Würdigung von kommunalen Betreuungseinrichtungen, die seit vielen 

Jahrzehnten wichtige Arbeit vor Ort leisten.  

 Echte Zusammenarbeit und Kooperation zwischen Bund-Land-Kommune 

im Halbtag und Ganztagsausbau.  

 Definition von Qualitätsrahmen plus deren Weiterentwicklung für verbind-
liche Ganztagschule + Wahlform sowie für offene Ganztagsschule sowie 

Halbtagsschule  

 Regelmäßige lokale Befragungen von Eltern, Kindern, Lehrer/innen und 
Pädagogen, Schulleitung, Kooperationspartnern als Basis für Weiterent-
wicklung sowie Evaluation der Gründe bei Abmeldung von Ganztagsschule  

oder den kommunalen Betreuungsangeboten bzw. offener Ganztagsschule.  

 

III. Abschnitt: Stellungnahme zum Gesetzentwurf  der 
FDP/DVP laut Drucksache 16/3855  

 

Zu Punkt A. Zielsetzung und B. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfes: 

Wir begrüßen die Zielsetzung (vgl. Punkt A.) ebenso die unter B. genannten we-
sentlichen Inhalte. Unsere Stellungnahme:   

 Die Definition hin zu „gebunden“ versus „offen“ betrachten wir als sinn-
voll, da dies gängigere Versionen sind entsprechend der KMK-Definition 
der Länder. Wieweit eine erneute Umbenennung jedoch erforderlich ist, kön-

nen wir nicht beurteilen, möchten aber das Kultusministerium durchaus darauf 

hinweisen, dass Begrifflichkeiten achtsam zu wählen und verständlich zu defi-

nieren sind, da die „Ganztagschule in Wahlform“ über einen sehr langen Zeit-

raum falsch interpretiert und damit irreführend verstanden wurde, sei es in der 

lokalen Politik oder seitens der Presse.  

 Zur offenen Ganztagsschule – Schulträger, Schulkonferenz, Gesamtleh-
rerkonferenz entscheiden…  Um die qualitative Entwicklung der offenen 
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schulischen Ganztagsangebote zu entwickeln, zu sichern und zu weiter zu stei-

gern, braucht offene Ganztagsschule ebenfalls einen Qualitätsrahmen. Damit 

können verlässliche in Baden-Württemberg landesweit vergleichbare Ausrich-

tung von schulischen Ganztagsangeboten mit individueller lokaler Schwer-

punktsetzung sichergestellt werden. Wir erachten diesen Qualitätsrahmen in 

Form von Basisqualitätskriterien und Weiterentwicklungskriterien als wichtig 

(vgl. Seite 8ff) ebenso regelmäßige lokale Befragungen und deren Evaluation 

unter Einbezug von Lehrer/innen, Pädagogen, Schulleitung, Eltern, Kindern und 

Kooperationspartnern. Eine solche Evaluation würden wir im Übrigen für alle 

Schulformen begrüßen, da Feedback echtes Verbesserungspotential in sich 

trägt und als Basis für Weiterentwicklung genutzt werden sollte.  

 Differenzierte Bereitstellung von Lehrerwochenstunden: Wir begrüßen die 

Bereitstellung differenzierter Lehrerwochenstunden auch in der offenen Ganz-

tagsschule zum Beispiel bei Förderangeboten für Begabte oder schwächere 

Kinder sowie für die qualifizierte Hausaufgabenbetreuung.  

 Mittel für geeignetes Personal, auch ehrenamtliches Personal: Baden-

Württemberg ist stark im Ehrenamt (vgl. z.B. http://www.ehrenamt-deutsch-

land.org/baden-wuerttemberg), wie bei den Diskussionen um verbindliche 

Ganztag auch, ist auch hier zu klären, wer als Personal geeignet ist und dieses 

qualifiziert wird. Versicherungsrechtliche Fragen etc. sind ebenfalls zu klären. 

 Abschaffung von Schulbezirken: Die Abschaffung von Schulbezirken ist aus 

Sicht der Elterninitiative folgelogisch und richtig, da nicht an allen Standorten 

alle Variationen angeboten werden können. Wir sehen, dass die Diskussionen 

zu Schulbezirken bzw. deren Abschaffung in andere Bundesländer im Kontext 

des Ganztagsausbaus auch geführt wurden/werden. Von Städten und Gemein-

den kann Kritik an einer solchen Abschaffung kommen, dass es zu einem Ver-

lust  kommunaler Planungs- und Steuerungsmöglichkeiten kommt sowie der 

Gefahr der Verschärfung von Problemen von Schulen in einem sogenannten 

schwierigen sozialen Umfeld („Brennpunktschulen“). Ein aktueller Kompromiss 

wäre vielleicht ein erster wichtiger Schritt? Er müsste so beschaffen sein, dass 

ein vernünftiger Ausgleich zwischen den unterschiedlich gelagerten Interessen 

hergestellt wird. Dies bedeutet auf der einen Seite eine Verbesserung der Wahl-

möglichkeiten für Eltern ohne hohe Bürokratie und auf der anderen Seite ein 

flexibles Steuerungsinstrument für den Schulträger, der auf die spezifischen 
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Verhältnisse vor Ort auch reagieren muss. Für uns könnte dieser Kompromiss 

wie folgt sein: 

o 1.)  Der Zwang zur Bildung von Schulbezirken für Grundschulen wird 

aufgehoben, denn es besteht kein Grund dafür, allen Schulträgern die 

Bildung von Schulbezirken vorzuschreiben. Es gibt sicherlich Standorte/ 

Schulbezirke, die voll auf dieses Instrument verzichten möchten.  

o 2.)  Schulbezirke könnten zukünftig so festgelegt werden, dass für meh-

rere Schulbezirke wechselseitige Wahlfreiheit im Rahmen z.B. vorhan-

dener Kapazitäten festgelegt wird  korrespondierende Schulbezirke 

 

Der  Unterschied besteht darin, dass grundsätzlich nicht der Schulträger ent-

scheiden soll, welche Schule ein Kind besucht, sondern in erster Linie der El-

ternwille maßgeblich und zentral ist! Neben den miteinander korrespondieren-

den Schulbezirken sollte die Möglichkeit erhalten bleiben, dass Grundschulkin-

der bei Vorliegen eines wichtigen Grundes auf Antrag eine andere als die zu-

ständige Schule besuchen können. Die Schüler/innen erhalten einen Anspruch 

auf Aufnahme an der Schule, zu deren Schulbezirk sie originär gehören. Der 

Ersatz von etwaigen Schülerfahrkosten könnte auf dasjenige begrenzt werden, 

was zum Beispiel bei Besuch der Schule im „eigenen“ Schulbezirk anfallen 

würde. Eine solche Lösung würde es dem Schulträger ermöglichen, die heute 

sehr festen Strukturen der Schulbezirke behutsamer und schrittweise zu öffnen, 

ohne dass er wiederum Angst vor einer nicht mehr steuerbaren Verschiebung 

von Schülerströmen haben müsste. Die Entscheidung über eine vollständige 

Abschaffung der Schulbezirke kann auf einen etwas späteren Zeitpunkt ver-

schoben werden, wenn zu dem hier angeregten Modell ausreichende Erfahrun-

gen vorliegen und die Weiterentwicklung im Ganztag auf den drei Säulen in den 

nächsten fünf Jahren weiter vorangebracht wurde. Möglicherweise sind alle Be-

teiligten mit dem zu erzielenden Zuwachs an Wahlfreiheit für die Eltern („Eltern-

wille“) und moderatem Wettbewerb unter den Schulen bzw. unterschiedlichen 

Schulprofilen so zufrieden, dass es keiner weiteren Änderung bedarf.  

 
Zu Punkt C. Alternativen   

Seite 2, erster Abschnitt ab „Das derzeit bestehende Regelwerk… Schulversuch 
zum Ganztag beendet werden“: Wir haben bereits weiter oben erwähnt, dass in 
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Deutschland der Ganztag auf drei Säulen aufbaut. Baden-Württemberg sollte dem – 

auch mit Blick auf Elternanliegen und aufgrund der Heterogenität unserer Kinder und 

Gesellschaft – folgen. Auch uns als Initiative leuchtet nicht ein, wieso ein bereits seit 

vielen Jahren bestehender „Schulversuch“ immer noch im „Versuch“ ist, statt mit ins 

Schulgesetz aufgenommen zu werden, haben viele offene Ganztagsschulen im Land 

ihre Versuche doch schon längst hinter sich gebracht und sind in Praxis erprobt und 

mehr als angekommen (vgl. z.B. Frohnhäuser Schule als offene Ganztagschule, Bad 

Wimpfen). 

 

Seite 2, zweiter Abschnitt ab „Den Weg der …. verpflichtende Ganztagsschule“:  
Ein Ganztagsschulangebot seitens des Landes nur auf verbindlicher Ganztagsschule 

aufzubauen, und das für Grundschule und im Anschluss für alle weiterführenden 

Schularten auch, bedeutet aus Sicht der Initiative stark in die Wahlfreiheit von Kindern 

bzw. Eltern einzugreifen.  

 

Zu D. Kosten für die öffentlichen Haushalte 
Wir nehmen an, dass dies eine erste sehr große Kostenaufstellung ist, die wir 
begrüßen, da immer wieder die Kosten als wichtiger Faktor erwähnt werden, so 
zum Beispiel auch in der Antwort des Petitionsausschusses zu unserer einge-
reichten Petition (siehe dort). Zentrale Frage an unser Land insgesamt ist es, was 

uns als Gesellschaft Bildung, Betreuung im Ganztag und der schulische Ganztagsaus-

bau sowie Familie wert ist, der die unterschiedlichsten Lebensmodelle von Familie, 

heterogene Elternanliegen, unsere Arbeitswelten und eine weiterhin voranzubrin-

gende Vereinbarkeitsdebatte von Beruf-Familie im Bereich Unternehmen, Wirtschaft, 

Arbeitsmarkt und Soziales berücksichtigt und „Kinderzeit auch Spielzeit“ sein lässt?  

Eine Orientierung am eigentlichen Bedarf kostet das Land hierbei sicherlich weniger 

Geld als der reine Ausbau im verbindlichen Ganztag, ist diese Form zudem in allen 

Bundesländern immer die teuerste. Wenn Versprechungen jedoch hinterher hinken 

(z.B. Hausaufgaben müssen dennoch zu Hause gemacht werden) und Elternanliegen 

und ECHTE Wahlfreiheit unbeachtet bleiben, so nützt das teuerste Modell nur be-

grenzt und denen, die es tatsächlich möchten.  

 

Seite 3, zweiter Abschnitt  unter D, ab „Wie bereits angesprochen…. Lehrerwo-
chenstunden anzuwenden“: Für die verbindliche Ganztagsschule/ Wahlform werden 
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höhere Lehrerwochenstunden angesetzt als für die offene Ganztagsschule. Der Vor-

wurf könnte nun lauten, offene Ganztagsschule sei von schlechterer Qualität als ver-

pflichtende Ganztagsschule. Die Aussage kann aber genauso gut lauten, dass offene 

Ganztagsschule von einer anderen Qualität ist, ein andere Konzept darstellt und ggf. 

mehr von der „Angebotsseite“ zu betrachten ist (  Kooperationspartner/ Betreuungs-

partner/ Förderangebote/ Hausaufgabenbetreuung). Es scheint daher viel wesentli-

cher, die Unterschiedlichkeit der verschiedenen Systeme von Halbtag mit additiven 

Betreuungsangeboten sowie Ganztagschule in offener oder gebundener Form,  Kos-

ten, Verantwortungsbereich (Schule bzw. Kommune), eingesetztes Personal, Höhe 

der staatlichen Förderung, Raumstruktur usw. Eltern transparent zu machen, z.B. in 

Form einer tabellarischen Übersicht, sodass sie einen sinnvollen Entscheidungsrah-

men haben. 

Wir erachten darüber hinaus für Schüler/innen aus sehr strukturschwachen Regionen 

Baden-Württembergs und für Schüler/innen aus sozialen Brennpunkten ggf. einen hö-

heren Pro-Kopf-Satz an Lehrerwochenstunden bzw. für Sozialpädagogen für wichtig, 

ebenso für Schüler/innen, die einen höheren Förderbedarf in Deutsch haben, z.B. auf 

Grund eines Migrationshintergrunds. Diese Pauschalen werden mindestens pro Schul-

jahr überprüft.  

 

Seite 3, 2. Abschnitt unter D. „Gesamtkosten hängen wesentlich von der Ge-
schwindigkeit ab, mit der die Errichtung von Ganztagsschulen vorangetrieben 
wird“:  Das ist DIE große Herausforderung für Baden-Württemberg und die Kommu-

nen bei aktuell steigenden Geburtenzahlen im fünften Jahr in Folge im Südwesten 

Deutschlands sowie z.T. in die Jahre gekommenen Schulgebäuden, die vielerorts den 

Anforderungen eines Ganztags gar nicht gerecht werden können oder schon heute 

aufgrund gestiegener Schülerzahlen ein echtes Raumproblem haben. Mit Blick auf den 

Koalitionsvertrag des Bundes und dem Rechtsanspruch ab 2025 bei Erhalt der Vielfalt 

im Ganztag wird das insgesamt mehr als „sportlich. 

Seite 3, 2. Abschnitt unter D. „Wegen des geringeren Zeitumfangs und wegen 
der Möglichkeit, dass ein Schüler auch nur an einzelnen Nachmittagen am Ganz-
tagsangebot teilnimmt….. 628 Deputate oder 31,42 Millionen Euro gegenüber 
rund 1.077 Deputaten oder 53,86 Millionen Euro“: Würde mehr den Elternanliegen 

entsprochen werden, käme dies das Land günstiger statt einseitig auf verbindliche 
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Ganztagsschule ab Grundschulalter aufbauend in allen Schulsystemen zu setzen, weil 

bei der offenen Ganztagsschule mit freiwilliger Teilnahme am Nachmittag, das Schul-

kind auch nur an dem Tag/ Tagen teilnimmt, für den es angemeldet wurde. Für Eltern 

ist gerade die Vereinbarkeit von Beruf UND Kind/ Familie im Kleinkindalter und Grund-

schulalter zentral und wesentlich.19 

 

Seite 4, 2. Absatz unter D. ab „Die Landesregierung stellt im Rahmen des Haus-
halts…. Verpflichtende Ganztagsschulen gefördert werden: Nebenbareden über 

die Politik gehören in den Koalitionsvertrag. Alles andere führt zu Irritation und Miss-

verständnissen, die zwar das Vertrauen zwischen den Koalitionspartnern stärken mö-

gen, nicht aber unbedingt das zu den anderen Parteien und gegenüber Bürger/innen 

des Landes. Den Kostenrahmen können wir als Initiativen in diesem Passus nicht über-

blicken, haben aber durchaus berechtige Sorge – diese ist real begründet auf den Er-

fahrungen der Vergangenheit der früheren Landesregierung - , dass einseitig bezie-

hungsweise ausschließlich die verpflichtende Ganztagsschule gefördert wird, zu Las-

ten offener Ganztagsschule sowie freiwilligen Betreuungssystemen (Kommune).   

 

Zu Abschnitt E. Kosten für Private 
Für freiwillige Betreuungsformen in Hort (der zugleich auch ein Großteil der Ferienzei-

ten abdeckt), Kernzeit, flexibler Nachmittagsbetreuung sehen wir weiterhin, dass hier-

für Kosten für Private bestehen. Sie müssen transparent aufgeschlüsselt sein und sich 

bspw. an Richtlinien oder Empfehlungen des Städte- und Gemeindetags orientieren.  

 

Zu Gesetz für die Wahlfreiheit bei Ganztagsschule (Gesetz zur Änderung des 
Schulgesetzes für Baden-Württemberg), Seite 5-7  
§4a, Absatz (2): Wir sehen eine Teilnahmeverpflichtung für die  Dauer eines Schul-

halbjahres als verlässlichen Rahmen an20. Eltern, die sich für die offene Ganztags-

schule entscheiden schätzen genau diese Form des Zusammenspiels von Verlässlich-

keit (auch für die Schule / Schulträger) und erforderlicher Flexibilität im Schuljahr bei 

                                                      
19 Familienbild im Wandel, Lebensentwürfe zwischen Wunsch und Wirklichkeit, Ergebnisse eine quantitativ-qualitativen Studie für Baden-
Württemberg, Friedrich Ebert Stiftung 2015  http://library.fes.de/pdf-files/bueros/stuttgart/11598.pdf: „Die Betreuungszeiten müssen flexi-
bel den unterschiedlichen Erwerbsmodellen der Eltern angepasst werden“ 

 
20 Ergänzung – jedoch nicht für den Gesetzestext geeignet: Anonymisierte Angaben für Gründe bei der Abmeldung dienen ebenfalls der Eva-
luation und Weiterentwicklung.  
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gleichzeitiger Teilnahmeverpflichtung an den gewählten Tagen, mit Blick auf Lernfort-

schritt bzw. Gruppendynamik. Als Elterninitiative haben wir das Wort „mindestens“ im 

Entwurf der FDP/DVP gestrichten.  

 

 § 4, Absatz (11): Unsere Umformulierung: Horte und Schülerhorte, verlässliche 

Grundschule, die spätestens um 14 Uhr endet sowie flexible Nachmittagsbetreuung 

und weitere bedarfsorientierte Betreuungsangebote der Ganztagsschulen* erhalten 

bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen eine Förderung durch das Land. 

[* Wichtiger Hinweis als Initiative und Stellungnahme: die Landesbetreuungsför-
derung gilt auch entsprechend für alle Betreuungsformen an Halbtagsschulen, 
da wir hier aktuell nur einen Bestandsschutz haben!]   

§  25, 1: Schulbezirk: vergleiche unsere Stellungnahme auf Seite 16ff 

 

Begründung Seite 8,  A. Allgemeiner Teil 

Seite 8, 2. Absatz ab „Die Bilanz der einseitigen…so der Titel der Petition.“: dem Ab-

schnitt und auch den Zahlen, Daten und Fakten haben wir als Initiative nichts mehr 

hinzuzufügen. Es zeigt, dass Elternanliegen etwas heterogener sind als allzu einseitig 

auf verbindliche Ganztagschule/ Wahlform fokussiert. 

Seite 8, unterste Zeilen, Zitat „Geht es nach der CDU-Fraktion, sollen künftig an ei-

nem Schulstandort drei Angebotsformen parallel bestehen: Der klassische Halbtags-

unterricht, der rhythmisierte Ganztagsbetrieb – und eben der CDU-Vorstoß mit einem 

Nachmittagsunterricht, den Eltern flexibel für ihre Kinder wählen können.“   

Wir haben diesen Artikel erneut recherchiert und danken Herrn Prof. Dr. Reinhart, Vor-

sitzender der CDU-Fraktion für seinen Vorstoß, heißt dieser nichts anders, dass in der 

CDU-Fraktion ein Kurswechsel angestrebt und als notwendig betrachtet wird, den es 

nun in gilt in Zusammenarbeit mit dem grünen Bündnispartner sowie den anderen 

Fraktionen des Landtags umzusetzen.(http://www.stimme.de/suedwesten/nachrich-

ten/pl/Bildung-Parteien-CDU-Baden-Wuerttemberg-Reinhart-dringt-auf-flexiblere-

Ganztagsschule;art19070,3996594) 
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B. Einzelbegründung ab Seite 8 ff des Gesetzentwurf der FDP/DVP: keine wei-

tere Stellungnahme, da wir in den einzelnen Punkten darauf schon eingegangen 

sind.   

----------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Verteiler per E-Mail:  

 
Nachrichtlich per E-Mail an 
Frau Dr. Susanne Eisenmann, Kultusministerium 

 
Verteiler per E-Mail – Fraktionen/Vorsitzende in alphabetischer Reihenfolge: 

 Fraktion Afd, Dr. Rainer Balzer  

 Fraktion der CDU, Prof. Dr. Wolfgang Reinhart  

 Fraktion der FDP, Dr. Hans-Ulrich Rülke  

 Fraktion der Grünen, Andreas Schwarz 

 Fraktion der SPD, Andreas Stoch,  

 Fraktionslos Dr. Heinrich Fiechtner und Fraktionslos Dr. Wolfgang Gedeon 

 

 

 

 

 
  
 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4208

114



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


